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Freiburg wurde Ende 2009 in London von der Acade-
my of Urbanism als „Europäische Stadt des Jahres 
2010“ ausgezeichnet.  Diese Auszeichnung erfolgte,
nachdem eine Jury aus Mitgliedern der Academy 
2009 mehrere Städte in Europa bereist und ein 
mehrheitliches Votum für die Stadt Freiburg für ihre
seit Jahrzehnten konsequent verfolgte, überzeugen-
de Stadtentwicklung und Stadtplanung abgegeben 
hatte.

Im Oktober 2010 reisen Vertreter der Academy of Ur- 
banism nach Freiburg, um gemeinsam mit der 
Stadt eine Charta zu verabschieden, die in 12 Grund-
sätzen das Grundgerüst für eine zukunftsgerichtete, 
nachhaltige Stadtplanung aufzeigt.

Wichtig ist, dass die hier vorliegende Charta von Frei- 
burg nicht den Anspruch hat, ein endgültiges Kon-
zept für alle Stadtsysteme, Kulturen und Klimazonen 
zu sein. Die Charta ist eine Richtschnur, deren Grund- 
sätze als Hilfestellung für eine nach vorn gerichtete 
Stadtentwicklung und Stadtplanung für andere 
Städte, Stadtteile und Netzwerke gemeint sind.  
Diese Überlegungen sollen zu eingehender Beschäfti- 
gung mit dem Thema anregen und dazu auffordern, 
sich in den unterschiedlichen örtlichen Gegebenheiten 
damit auseinanderzusetzen. 
Es sind keine strikten Gebote – vielmehr Grundsätze – 
die zum Nachdenken führen und zum Handeln an-
regen sollen. 

Wir hoffen, dass die Charta von Freiburg in diesem 
Sinne offen angenommen und dazu genutzt wird, 
den Austausch von Ideen und Bemühungen für eine 
nachhaltige Stadtentwicklung voran zu bringen.

Herzlichen Dank an alle, die zu der Charta beigetragen 
und sie unterstützt haben. Ein besonderer Dank geht 
an Wulf Daseking für sein Engagement und seine 
Initiative zur Erarbeitung der Charta von Freiburg.

Kevin Murray, Director, Academy of Urbanism

Vorwort   



76

Eine eindeutige Definition für die Stadt gibt es nicht.
Ihre Entstehung verdanken Städte teilweise prä-
zisen Überlegungen – z. T. auch Zufällen. Eine Alter- 
native zu ihnen besteht nicht! Städte dienten früher 
dem Schutz, dem Handel, der Arbeitsteilung, der 
Gebietssicherung und der Zusammenkunft. Heute 
sind Stadtsysteme ein sehr komplexes Geflecht –  
meist auf sehr engem Raum. Es sind keine statischen
Gebilde – vielmehr sind sie das Ergebnis jahrhunderte- 
langer Entwicklungen – geprägt durch Ereignisse 
und Umwälzungen, die immer mit gesellschaftlichen 
und/oder technischen Innovationen verbunden 
waren.  Die bisher einschneidendste Umwälzung 
der Stadtsysteme fand durch die „Industrielle Revo-
lution“ ab Beginn des 19. Jahrhunderts statt. Diese 
führte zu einer völligen Neuorientierung. Im 20. 
Jahrhundert wurde die Gestalt der Städte durch die  
Entwicklung des Automobils und die damit verbun-
denen Anpassungen an die zunehmende Motorisie- 
rung geprägt. Bis heute sind Städte das gebaute Bild 
des vielschichtigen Gesellschaftsgefüges und der 
Strukturen der Stadtgesellschaft. Künftig müssen sie 
gebautes „Leitbild“ für alle werden, die verant- 
wortungsvoll mit den begrenzten Ressourcen und 
ihrer Umwelt umgehen. 
Sehr eindrücklich hat bereits 1972 der „Club of Rome“ 
in seinem Bericht „Die Grenzen des Wachstums“ 
(„Limits to Growth“) die Begrenztheit der Ressourcen
erkannt und den behutsamen Umgang damit ge-
fordert. Spätestens nach der Ölkrise 1973 und nach 
der Explosion im Atomkraftwerk „Tschernobyl“ 
1986 wurde allen deutlich, dass ein „weiter so, wie 

bisher“ nicht mehr möglich sei. Länder, Städte und 
ihre Regionen haben sich diesen Herausforderungen 
zu stellen und neue Strategien zu entwickeln.
Weitere Umweltkatastrophen – die diese Forderung 
untermauern – ereigneten sich 2010 mit der Explo- 
sion der Ölplattform „Deepwater Horizon“ und mit 
der Naturkatastrophe in Japan 2011. Durch Erdbeben 
und Tsunami wurden Explosionen des Atomkraft-
werks mit vier Reaktoren in Fukushima ausgelöst, 
deren Folgen bis heute nicht abschätzbar sind.
Der Deutsche Bundestag hat daraufhin 2011 be-
schlossen, bis 2022 aus der Atomenergie auszustei-
gen. Damit müssen neue Wege zur Bereitsstellung 
der benötigten Energie beschritten werden.
Zweifelsfrei fällt dabei der Stadtentwicklung und 
Stadtplanung bei der Lösung der anstehenden 
Fragen eine gewichtige Vorreiterrolle zu.
Hierzu sind die Bereiche Ökonomie, Ökologie, Soziale 
Frage mit der Bildung und der kulturellen Vielfalt 
integriert zu betrachten. Dabei sind die frühzeitige 
bürgerschaftliche Einbindung sowie die Einbezie-
hung der regionalen Verflechtungen unverzichtbar. 

Prof. Wulf Daseking.

CHARTA VON FREIBURG

Anforderungen an eine zukunftsgerichtete Stadtentwicklung und Stadtplanung Das Zukunftsmodell aller künftigen Siedlungsentwick- 
lungen ist die „Kompakte Stadt“. Sie besteht aus in 
sich funktionsfähigen Einheiten, in denen alle 
Bereiche des täglichen Lebens – für alle Bevölkerungs-
schichten – fußläufig erreichbar sind. Sie beinhaltet 
eine strikte Entwicklung nach innen. Die Stadt der 
Zukunft ist die Stadt der sozialen und funktionalen 
Durchmischung, der kulturellen Vielfalt, der Bildung, 
der Ressourcenschonung, des energetischen Um-
baus, sowie der regionalen Verständigung.
Bei wachsenden Städten kann ausnahmsweise eine 
Siedlungsentwicklung nach außen notwendig 
werden. Diese muss die Kriterien einer kompakten 
Stadt erfüllen.
Nachfolgende 12 Grundsätze sollen bei allen planer-
ischen Entwicklungen Grundlage für eine nachhaltige 
Stadt sein und Berücksichtigung finden:

Die Ziele sind:
	 eine ausgewogene Alters- und Sozialstruktur mit funktionierenden Nachbarschaften   
	 der Bau unterschiedlichster Wohn- und Arbeitsstätten für alle Teile der Bevölkerung / Förderung von 

	 innovativen Wohnformen 
	 die Schaffung überschaubarer Einheiten und Freiräume 
	 die Bereitstellung öffentlicher und privater Infrastruktureinrichtungen insbesondere für alle 

	G enerationen 
	 Betreuungs-, Freizeit- und Bildungsangebote besonders für ganz junge und alte Menschen 
	 die Integration aller Bevölkerungsschichten unter Berücksichtigung ihrer ethnischen Herkunft    

A.  Räumliche Grundsätze

I. Stadt der Mischung, Sicherheit und Toleranz

Quo vadis civitas?

„Magisches Dreieck“ der Stadtentwicklung

Stadtplanungsamt Freiburg
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Die Stärkung der dezentralen Entwicklung mit einer festzulegenden Eigenverantwortlichkeit ist ab einer
bestimmten Stadtgröße unabdingbar (s. Abbildung  Dimension / Maßstäblichkeit – S.14/15).
Die dezentrale Entwicklung ist besonders wichtig für die Bereiche:

	 Wohnen und Arbeiten
	 Soziale und versorgende Infrastruktur
	 Bildung und Kultur
	 Freizeit und Erholung
	 Grünversorgung und Vernetzung.

Die Wahrung der spezifischen stadträumlichen Identität ist dabei Voraussetzung für eine zukunftsgerichtete 
Stadtentwicklung und Stadtplanung.

II.  Stadt der Stadtteile

Die direkte fußläufige Erreichbarkeit aller wesentlichen 
Funktionen führt zu einer Minimierung des Indivi-
dualverkehrs und damit zu einer Verbesserung des 
unmittelbaren Lebensumfeldes. Dem öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) sowie dem Fuß- und 
Radwegesystem ist Vorrang gegenüber dem privaten 
Kraftfahrzeug einzuräumen. Der Individualverkehr 
ist perspektivisch auf Elektro- oder Brennstoffzellen- 

Fahrzeuge umzustellen, deren jeweiliger Energie-
träger erneuerbar und emissionsfrei ist.

Alle bereits in den Stadt- und Ortsteilzentren vor- 
handenen, erreichbaren Einrichtungen sind zu 
stärken; die neuen sind so zu lenken, dass sie dem 
Leitbild der „Kompakten Stadt“ folgen. 

III. Stadt der kurzen Wege

IV. Stadtentwicklung entlang des Öffentlichen Personennahverkehrs | Dichtemodell

Der öffentliche Personennahverkehr ist mit dem städ- 
tebaulichen Konzept eng zu verzahnen und grund-
sätzlich gegenüber dem Individualverkehr zu priori-
sieren. Es gilt – in Kontinuität – die städtebaulichen 
Dichtewerte entlang dieser Verkehrsbänder sensi-

bel zu erhöhen und diejenigen Nutzungen um die  
Haltepunkte der Stadtbahnlinien bzw. an das  
„ÖPNV-Band“ zu platzieren, die zentrale Funktionen 
haben und hohe Benutzerfrequenzen aufweisen. 
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Planerische Entscheidungen prägen über Generatio- 
nen das Bild der Stadt. Sie müssen die Eigenart der 
Stadt stützen und weiter entwickeln und dabei den 
höchsten gestalterischen Qualitätsansprüchen 
genügen. Dabei spielt insbesondere der „Öffentliche 
Raum“ eine besondere Rolle. Mit seinen angrenzen-
den Gebäuden ist er das Gesicht der Stadt. Der  
„Öffentliche Raum“ muss im Eigentum und in der 
 Verfügungsgewalt der Kommune bleiben, um 
Nutzungsansprüche zu lenken und um Fehlentwick- 
lungen entgegenwirken zu können. Bedeutsame 
Bauwerke sind von der Idee bis zur Ausführung durch 

die planende Verwaltung zu begleiten (Ausübung 
der Bauherrenfunktion).

Architektenwettbewerbe, Mehrfachbeauftragungen 
bzw. gutachterliche Verfahren sollten zur Lösung 
wichtiger Bau- und Planungsaufgaben – einschließ-
lich der Gestaltung der Öffentlichen Räume – 
grundsätzlich Anwendung finden.
Die Parzellenstruktur – als Grundlage einer Vielfältig-
keit – spielt hierbei eine bedeutsame Rolle. Dem 
Stadtumbau wird dabei in den kommenden Jahr-
zehnten eine besondere Bedeutung zukommen.

VIII. Gestaltqualität

B.  Inhaltliche Grundsätze

V. Bildung | Wissenschaft | Kultur

Universität, Hochschulen, Forschungseinrichtungen 
sowie Schulen und Kulturstätten prägen maßgeblich 
die Attraktivität und die Qualität einer Stadt. Sie 
wirken stark auf das öffentliche Leben ein und be-

einflussen entscheidend die Planungskultur. Hierfür 
haben die Städte Angebote zu schaffen und zu ihrer 
Entfaltung Freiräume bereitzustellen.

VI. Wirtschaft und Arbeit

Die Bestandssicherung wird neben der Neuansiedlung 
richtungsweisender, innovativer Betriebe die 
wesentliche Zukunftsaufgabe unserer Städte sein. 
Hierbei gilt es, alle Potentiale auszuschöpfen, die den 
Erhalt der Arbeitsplätze einerseits, aber auch die 
Neuansiedlung andererseits – im Sinne des Leitbildes 

der Kompakten Stadt – ermöglichen. Dem Ansied-
lungswillen von Betrieben auf der „Grünen Wiese“ 
muss durch ein Konzept der Innenentwicklung ent-
gegengewirkt werden. Hierzu ist ein entsprechendes 
Management zur Steuerung unverzichtbar. 

VII. Natur und Umwelt

Der Erhalt der biologischen Vielfalt, die Schonung der 
Ressourcen auch für kommende Generationen 
sowie der Erhalt einer gesunden und lebenswerten 
Umwelt einschließlich der klimatischen Bedingungen 
sind Ziele der Stadtentwicklung. 
Auf dem Wege zur klimaneutralen Stadt sind konse-
quente energetische Sanierung des Gebäudebe-
standes, die Realisierung energieerzeugender Neu- 
bauten und der Umstieg der städtischen Energie- 

versorgung auf regenerative Energieträger Bestand-
teile des städtischen Gesamtenergiekonzeptes.
Alle Planungsbereiche sind im Vorfeld einer Maß-
nahme – durch gutachterliche Untersuchungen – 
hinsichtlich ihrer Auswirkungen zu überprüfen. Damit 
soll gewährleistet werden, dass die Lebensräume der 
Tier- und Pflanzenwelt sowie die historisch ge-
wachsene Kulturlandschaft erhalten und positiv 
weiterentwickelt werden. 
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C.  Grundsätze zur Vorgehensweise

Vorausschauende Stadtentwicklung und Stadtplanung 
folgt einem „roten“ Faden, der weit in die individuelle 
Vergangenheit der Stadt zurückreicht und mehrere 
Jahrzehnte in die Zukunft gedacht wird. 
Das Gesicht der Stadt darf nicht kurzlebigen Moden 
und politischen Schwenks unterworfen werden. 
Die Stadt ist in historischen Zeiträumen entstanden 
und muss mit Blick auf künftige Generationen be- 

hutsam weiterentwickelt werden (Altes wahren /
Neues wagen). Nur so kann die Einzigartigkeit und 
der Charakter einer Stadt herausgebildet, erhalten 
und positiv geschärft werden. 
Kontinuität, Qualität, Sensibilität und Identität für 
den jeweiligen Ort sind die Werkzeuge einer zu-
kunftsgerichteten Entwicklung.

X. Kommunikation

Im offenen Diskurs wird kontinuierlich an einer 
„kollektiven Vision“ der Stadt gearbeitet, die sichtbar  
wird im „Öffentlichen Raum“ und in der Stadt-
struktur. Eine umfassende und andauernde Kommu- 
nikation unter den Akteuren innerhalb und außer-
halb der Verwaltung sowie die Ergebnisse aus der 
Beteiligung der Bürgerschaft fließen direkt in die 
Planungsprozesse ein, schaffen Transparenz und 
bereiten politische Entscheidungen vor. 

Von der Zukunftsvision bis zur Detailplanung wer-
den alle Gruppierungen der Stadtgesellschaft – 
einschließlich der regionalen Akteure – mit geeigne-
ten Beteiligungsmethoden zur Mitwirkung einge-
laden und mitgenommen (Beteiligungskultur). 
Der Vielfalt der möglichen Beteiligungsvarianten sind 
hier keine Grenzen gesetzt; sie sind jeweils ab- 
gestimmt auf die Unterschiedlichkeiten der Gebiets-
körperschaften zu entwickeln und durchzuführen.  

Stadtweite Konzepte mit verbindlichen Regularien 
schaffen einen Rahmen, in dem die Akteure der 
Stadtentwicklung gleichberechtigt agieren können.
Die Stadtpolitik bindet sich selbst und die Verwaltung 
durch Grundsatzbeschlüsse zur Stadtentwicklung 
und Stadtplanung. Auf diese Weise wird die Stadt 
zum verlässlichen Partner für die Bürgerschaft und 
private Investoren, denen gleiche Rechte und Pflich-
ten zukommen. 

Baulandpolitische Grundsätze legen Standards für 
nachhaltiges Bauen fest. Leitprinzipien – wie die 
„Stadt der kurzen Wege“ – werden in fachspezifischen 
Konzepten – wie z.B. dem Einzelhandelskonzept 
(Freiburger Märkte- und Zentrenkonzept) – verbind-
lich verankert und in Bauleitpläne umgesetzt.
Zwischen Verwaltung und  „Außenstehenden“ ist 
eine Vertrauensebene zu schaffen, die einerseits 
Kontinuität beinhaltet – andererseits auch Raum für 
notwendige Impulse und Innovation lässt. 

XI. Verlässlichkeit, Verbindlichkeit und Gerechtigkeit

Die komplexen Aufgaben der Stadtentwicklung und 
Stadtplanung werden auf viele Schultern verteilt. 
Förderprogramme schaffen durch Teilfinanzierung 
Anreize für private Investitionen und können diese 
lenken. (Vor-)Leistungen der Kommune z.B. in der 
Stadtgestaltung können private Aktivitäten auslösen
und eigendynamische Prozesse initiieren. Verabre-
dungen und Verträge mit Akteuren, Förderung und 

Forderung von bürgerschaftlichem Engagement er- 
möglichen umfassende Maßnahmen des Stadtum-
baues. 
Die Forschungseinrichtungen, die Universitäten, die 
Hochschulen und die Wirtschaft mit ihren Verbänden 
sowie die Stadtregionen werden als Ideengeber für 
eine innovative Stadtentwicklung eingebunden und 
sind somit wichtige Impulsgeber.

XII. Kooperation, Partizipation und Partnerschaft

IX. Langfristigkeit
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Städte sind das Ergebnis ihrer politischen Kultur, ihrer fachlichen Kompetenz, der Bürgerschaft und der 
Institutionen, die sich in dem Gemeinwesen engagiert. 

Für eine verantwortungsbewusste Entwicklung der Stadt und der Region stehen auf der Grundlage der  
12 Grundsätze  - folgende Ziele im Vordergrund.

Fazit: Der Weg zu einer nachhaltigen Stadt

	 die Identität der Orte zu wahren, die Ortsteile zu stärken und eine kulturelle Vielfalt und Differen-
	 ziertheit zu fördern

	 den „ÖPNV“ zu stärken und auszubauen und mit der Siedlungsentwicklung zu verzahnen
	 die Ressourcen zu schonen, die Flächeninanspruchnahme zu reduzieren und dazu angemessene 	

	D ichtewerte zu entwickeln
	 die Grünräume zu erfassen, zu bewahren und zu vernetzen.
	 Qualität zu bauen und den “Öffentlichen Raum“ zu wahren
	 den sozialen Frieden zu sichern und die soziale und funktionale Durchmischung zu fördern 
	 Arbeitsplätze zu sichern und innovative neu zu schaffen sowie
	 die Gesprächskultur und die Partizipation auszubauen.

I.	ST ADT DER MISCHUNG, SICHERHEIT UND TOLERANZ

II.	ST ADT DER STADTTEILE

III.	ST ADT DER KURZEN WEGE

IV.	ST ADTENTWICKLUNG ENTLANG DES ÖPNV / DICHTEMODELL

V.	ST ADT DER BILDUNG / WISSENSCHAFT UND KULTUR

VI.	ST ADT DER WIRTSCHAFT UND ARBEIT

VII.	ST ADT DER NATUR UND UMWELT

VIII.	ST ADT DER GESTALTQUALITÄT

IX.	ST ADT DER LANGFRISTIGKEIT

X.	ST ADT DER KOMMUNIKATION

XI.	ST ADT DER VERLÄSSLICHKEIT, VERBINDLICHKEIT UND GERECHTIGKEIT

XII.	ST ADT DER KOOPERATION, PARTIZIPATION  UND PARTNERSCHAFT

12 Grundsätze

Dorf / Ansiedlung

bis 3.000 EW

Kleinstadt

bis 50.000 EW

Mittelstadt

50.000 – 150.000 EW

Kleine Großstadt

150.000 – 300.000 EW

Großstadt

300.000 – 1.000.000 EW

Megacity

ab 10.000.000 EW

Metropole / Metropolregion

ab 1.000.000 EW

Ab einer gewissen

Stadtgröße verstärkte

dezentrale Entwicklung 

mit allen Kompetenzen

Dimension / Maßstäblichkeit

Die nachfolgenden Grundsätze sind in den unterschiedlichen Siedlungstypologien
differenziert zu betrachten und anzuwenden.
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